
H e l m u t S l a p n i c k a : 

Die Stellungnahme des Deutschtums der Sudetenländer 

zum „Historischen Staatsrecht"* 

I 

Nicht s ha t währen d ihre r Zugehörigkei t zur Donaumonarchi e die zu-
nehmend e Entfremdun g zwischen den beiden Völkern , die die böhmische n 

Lände r seit alter s he r gemeinsa m bewohnen , so beschleunigt , die Kluft 

zwischen ihne n so vertieft , wie die jahrzehntelang e Auseinandersetzun g 

um das historisch e böhmisch e Staatsrecht . Alle tschechische n Parteie n — 

von den Sozialdemokrate n un d den fortschrittliche n Realiste n abgesehen 

— hatte n den Kamp f für das böhmisch e Staatsrech t auf ihr e Fahne n ge-
schriebe n ', alle deutsche n Parteie n der Sudetenländer , un d diese aus-
nahmslos , lehnte n es ebenso entschiede n ab: „Di e Zei t ist mi t eherne m 

Trit t über das böhmisch e Staatsrech t hinweggegangen un d ha t es er-
barmungslo s zermalmt" , sagte Josef Unger 2, der angesehenst e öster -
reichisch e Juris t seiner Zeit , ein „Attenta t gegen den österreichische n 

Staat " ha t es Erns t Plene r genannt 3 , un d Schönere r ha t im Wiene r 

Abgeordnetenhau s erklärt : „Deutsche s Volksrecht brich t tschechische s 

Staatsrecht. " 

Gege n die literarische n Verfechte r des böhmische n Staatsrecht s — 

eine n Kalousek , Toman , Kramäf 4 — stan d die deutsch e Wissenschaft 

*) Vortrag, gehalten auf der Tagung der Historische n Kommissio n der Su-
detenlände r am 21. Okt. 1958 in Marbur g a. d. Lahn . 

1) vgl. J. K a p r a s , Das böhmisch e Staatsrechtsprogramm . In : Die Tsche-
choslowakisch e Republik . Ihr e Staatside e in der Vergangenhei t und Gegen -
wart. 1. Bd, Pra g 1937. S. 98; ders. , K ćeskemu politickem u program u do 
pfevratu [Zum tschech . pol. Program m bis z. Zt . des Umsturzes] . In : Sborni k 
vlastiveda, dil V. [Tschechosl . Heimatkunde , 5. Bd]. Pra g 1931. S. 47—58. 

2) G. K o l m e r , Parlamen t und Verfassung in Österreich.  2. Bd, Wien 1903. 
S. 85. 

3) Reden von Dr . Erns t Frh . v. P 1 e n e r . Stuttgar t 1911. S. 674. 
4) Ihr e wichtigsten einschlägigen Werke waren der deutsche n Leserschaf t 

zugänglich . J. K a l o u s e k s Schrift „Einig e Grundlage n des böhmische n 
Staatsrechtes " erschien bereit s 1870, ein Jah r vor seinem allerdings wesentlich 
umfangreicheren  tschechische n Werk; 1872 erschien in deutsche r Sprach e die 
Schrift von H. T o m a n „Da s Böhmisch e Staatsrech t und die Entwicklun g der 
österreichische n Reichside e 1527—1848". K. K r a m a r gab sein Werk „Da s 
böhmisch e Staatsrecht " (1896) gleichfalls in deutsche r Sprach e heraus . Vgl. H . 
S l a p n i c k a , Der Weg der tschechische n Rechtswissenschaft . In : Der Donau -
raum , 2. Jg. (1957), S. 190 f. 



16 Helmut Slapnicka 

nicht nur der Sudetenländer, sondern ganz Österreichs geschlossen auf 5, 
und jede politische Kundgebung von tschechischer Seite wurde mit einer 
Gegenerklärung der Deutschen beantwortet, angefangen von der „Dekla-
ration" der tschechischen Landtagsabgeordneten von 1868, deren Mandate 
daraufhin von der deutschen Landtagsmajorität aberkannt wurden6, bis 
zu dem letzten Nachklingen des Kampfes um ein böhmisches Staatsrecht 
während des Ersten Weltkrieges, als 1917 der staatsrechtlichen Erklärung 
der Abgeordneten des „böhmischen Volkes aus allen drei Ländern der 
Krone des Heiligen Wenzel" am 30. Mai 1917 die Mitglieder des deutsch-
nationalen Verbandes und der christlich-sozialen Vereinigung deutscher 
Abgeordneter entgegentraten: „Das böhmische Staatsrecht, durch welches 
Millionen von Deutschen in den Sudetenländern gegen ihren eigenen 
Willen in ein neues Staatsgebilde eingezwängt werden sollen, ist nicht 
nur für diese, sondern für die Deutschen aller Länder und aller Parteien 
ein- für allemal abgetan. . . Jeder Versuch einer Wiedererweckung des 
böhmischen Staatsrechts wird den schärfsten Widerstand aller Deutschen 
im Staat hervorrufen." 7 

Zur Verschärfung des Kampfes u m das böhmische Staatsrecht gerade 
in dem entscheidenden Jah rzehn t zwischen 1860 u n d 1871 h a t es maß-
geblich beigetragen, daß den Tschechen damals nicht n u r die Deutschen 
des eigenen Landes gegenüberstanden, sondern die gleichen Männer auch 

5) Die einzige Ausnahme macht — aus seiner Abneigung gegen die öster-
reichische Verfassung von 1867, die verfassungstreue Partei und ihr „verwaschenes 
Österreichertum" — der Grazer Historiker H. v o n Z w i e d i n e c k - S ü d e n -
h o r s t (1845—1906). In der von ihm herausgegebenen „Zeitschrift für Ge-
schichte und Politik" tritt er in einem Beitrag über „Das böhmische Staatsrecht 
und die deutsch-nationale Politik in Österreich" (5. Jg., 1888, S. 165—181) dafür 
ein, daß die Deutschen Böhmens aus freiem Entschluß an der Verwirklichung 
des Lieblingswunsches der Tschechen nach Anerkennung des böhmischen 
Staatsrechts mitwirken und dabei keine Rücksicht auf die gesamtstaatlichen 
Interessen nehmen, „als deren Hüter sie sich noch immer in die Brust werfen, 
obwohl sie niemand dazu bestellt" (S. 179). „Denn nur vom nationalen Ge-
sichtspunkt werden die Deutschen in Österreich den Ausgleich mit den Tsche-
chen zu beurteilen haben. Sie werden der Änderung der Verfassung zustim-
men, weil diese für ihre nationalen Interessen wertlos geworden ist." (S. 180.) 
(Über Zwiedinecks politische Einstellung vgl. H. S r b i k , Geist und Geschichte 
vom deutschen Humanismus bis zur Gegenwart. 2. Bd, München u. Salzburg 
1951. S. 108—109.) 

6) Der böhmische Landtag wies 1861 trotz eines tschechischen Bevölkerungs-
anteils von etwa drei Fünfteln eine deutsche Mehrheit auf. Vgl. H. H a n t s c h , 
Die Geschichte Österreichs. 2. Bd, Graz 1953. S. 386. 

7) A. C z e d i k , Zur Geschichte der k. k. österreichischen Ministerien 1861— 
1916. 1. Bd, Teschen 1917. S. XXVI. 
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auf Wiener Boden. Die l iberale Herrschaft in Österreich war ja eine 
Herrschaft der Sudetendeutschen.8 Das böhmische Staatsrecht s tand nicht 
nur mi t den nat ionalen Belangen der Deutschen Böhmens, Mährens und 
Schlesiens in Widerspruch, sondern auch mit den Interessen eines ge-
samtösterreichischen Zentral ismus, deren eifrigste Verfechter gleichfalls 
die Sudetendeutschen waren. Ludwig Schlesinger ha t in seiner Geschichte 
Böhmens den S tandpunkt seiner — der l iberalen — Par te i sehr klar 
zusammengefaßt: „Die Deutsch-Böhmen können sich für die Wiederher-
stel lung der Krone Böhmens nicht begeistern, da sie dieselbe mit dem 
Bestande des Staates als nicht vere inbar u n d für ihre National i tät höchst 
gefährlich hal ten. Ein kräftiges Zent ra lpar lament entspricht ihren Wün-
schen am meisten; den infolge des Dualismus auf die eine Reichshälfte 
beschränkten Ver t re tungskörper nahmen sie zwar ungern an, zogen ihn 
aber bei wei tem einem Genera l landtag der böhmischen Länder vor. Zur 
Wahrung ihrer Nat ional i tä t kämpfen die Deutsch-Böhmen für die In te r -
essenvertretung, da erst durch dieselbe das Bürger tum, der Handel , die 
Industr ie , das Kapital , welche Faktoren sie im Lande seit a l tersher be-
herrschen, das richtige St immenverhäl tn is e r langen ." 9 Die zentralist i-
schen Bestrebungen der Sudetendeutschen ha t Ignaz P lener 1 0 begründet : 
„Die Deutschen Böhmens wollen und müssen wollen, daß sie, weil in 
Böhmen in der Minori tä t sich befindend, mi t den Deutschen der anderen 
Kronländer ein geeinigtes Ganzes mittels des Zent ra lpar laments bilden." 
Es w a r der Versuch, sich durch ih ren eigenen Zentra l ismus vor dem 
Zentral ismus der tschechischen Föderal is ten zu schützen.11 Nur wenige 
haben damals schon, wie e twa Schuselka, vorausgesehen, daß diese 
Mehrhei t der Deutschen im Zent ra lpar lament nicht lange erha l ten 
bleiben konnte . 

Aber mi t dem Abt re ten der Liberalen von der politischen Bühne w a r 
der Kampf der Deutschen gegen das böhmische Staatsrecht nicht be -
endet. Nicht nu r die Deutschnationalen führten ihn fort, das Brünner 
P rog ramm der Sozialdemokraten von 1899 wende t sich energisch gegen 
die historischen Kronländer und stellt ihnen nat ional abgegrenzte Selbst-
verwal tungskörper gegenüber. Kar l Renner bezeichnet die Kronländer 
als den inneren Feind der habsburgischen Monarchie1 2 und noch in 

8) E. W i s k e m a n n in: Czechs and Germans, London 1938, zit. nach W. 
J a k s c h , Europas Weg nach Potsdam. Stuttgart 1958. S. 74. 

9) L. S c h l e s i n g e r , Geschichte Böhmens. 2. Aufl. Prag 1870. S. 655. 
10) in einem Brief an seinen Sohn Ernst P. vom 6. 4. 1871, sh. P. M o 1 i s c h , 

Briefe zur deutschen Politik in Österreich von 1848 bis 1918. Wien 1934. S. 75. 
11) F. F u n d e r , Vom Gestern ins Heute. Wien 1952. S. 89. 
12) K. R e i n o l d , Sozialdemokratische Vorschläge zur Kreisverfassung. In: 

Deutsche Arbeit, Prag, 16. Jg. (1916/17), S. 198; über die gleiche Auffassung bei 
den tschechischen Sozialdemokraten vgl. W. J a k s c h , S. 92. 

2 
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seinen letzte n Lebensjahren , als Präsiden t der Republi k Österreich , 

sprich t er von eine m „durc h Jahrhundert e erloschene n historische n 

Staatsrech t der Lände r der Wenzelskrone , das dre i Millione n Deutsch e 

ihre r Herrschaf t ausliefern sollte. " 13 

Di e Christlich-Sozialen , die sich in der Ablehnun g der Badenische n 

Sprachenverordnun g in eine Lini e mi t den andere n deutsche n Parteie n 

der Linke n gestellt hatten , habe n das Pfingstprogramm 14 mitunter -
zeichnet , das alle staatsrechtliche n Bestrebunge n zurückweist , un d gingen 

auch bei der Beantwortun g der Thronred e Kaiser Karl s mi t den übrigen 

bürgerliche n Parteie n gemeinsa m vor. Ihr e Argument e gegen das böh -
misch e Staatsrech t waren nich t nu r tagespolitische r Natur , sonder n 

moraltheologisc h untermauert , wobei sie sich auf die sorgfältigen Unter -
suchunge n des Prage r Weihbischof s Wenze l Frin d stütze n konnten. 15 

Diese starr e Fron t zwischen Tscheche n un d Deutschen , diese geschlos-
sene Phalanx , die sich gegenüberstand , sobald das Stichwor t „böhmische s 

Staatsrecht " fiel, locker t sich freilich, wenn ma n den Inhal t der staats -
rechtliche n Ansprüch e nähe r analysiert . Da zeigt es sich, daß nich t alles 

un d jedes, was den Deutsche n als unerfüllbar e Forderun g vorschwebt , 

auch tatsächlic h un d zu jeder Zei t von allen Tscheche n geforder t wurde , 

un d umgekehr t ergibt sich, daß nich t alle Sudetendeutsche n rundwe g 

alles, was die Tscheche n im Rahme n ihre s staatsrechtliche n Programm s 

verlangten , abgelehn t haben. 16 

Lange waren sich die Tscheche n selbst nich t schlüssig, ob sie ihre 

nationale n Forderunge n im Rahme n Österreich s naturrechtlich , also 

sprachlich-ethnisc h begründe n sollten , ode r historisch , staatsrechtlich . 

Wenn sich schließlich die Führe r des tschechische n Volkes für das zweite, 

das staatsrechtlich e Argumen t entschlossen , so erwiesen sie sich dami t 

als gelehrige Schüle r ihre r deutsche n Professoren , als etwas verspätet e 

13) K. R e n n e r , Österreic h von der ersten zur zweiten Republik . Wien 1950. 
S. 168. 

14) National-politische s Program m der Gemeinbürgschaf t v. 20. 5. 1889, 
vgl. G. K o l m e r , 7. Bd, Wien 1911, S. 297, u. A. C z e d i k , Zu r Geschicht e 
der k. k. österreichische n Ministerie n 1861—1916. 2. Bd, Teschen 1917. S. 453. 

15) W. F r i n d , Das sprachlich e und sprachlich-national e Rech t in poly-
glotten Staate n und Länder n mit besondere r Rücksichtnahm e auf Österreic h 
und Böhmen . Wien 1899. Dazu vgl.: R. K a n n , Ein deutsch-böhmische r Bischof 
zur Sprachenfrage . In : Festschrif t für Heinric h Benedikt . Wien 1957. S. 162—179. 

16) Den Wandel im Lager des feudalen und des verfassungstreuen Groß -
grundbesitze s schilder t anschaulic h J. M. B a e r n r e i t h e r , Der Verfall des 
Habsburgerreiche s und die Deutschen . Wien 1939. S. 183 ff. Über die ursprüng -
liche Ablehnun g und spätere Bejahun g des staatsrechtliche n Programm s durch 
die Jungtscheche n vgl. H. M ü n c h , Böhmisch e Tragödie . Braunschwei g 1949. 
S. 431. 
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Anhänge r der rechtshistorische n Schule , mit dere n Argumente n sie das 

ihne n vorschwebend e politisch e Zie l — den souveräne n tschechische n 

Nationalstaa t — zu erreiche n hofften . 

Da ß diese Entscheidun g zugunste n des historische n Recht s gar nich t 

der damalige n politische n Situatio n un d der natürliche n Entwicklun g 

entsprach , sonder n künstlic h un d mit viel Müh e von den politische n 

Führer n dem Volke eingerede t werden mußte , ha t Ja n Kapra s über -
zeugen d dargelegt , wenn er feststellt 17, daß um das Jah r 1860 die 

Tscheche n weit ehe r mi t dem Program m der deutsche n Liberalen , mi t 

dem demokratische n Kur s eines Schmerling , mi t dem verfassungsrecht -
lichen Fortschrit t der Februar-Verfassun g sympathisier t hätte n als mi t 

den Verfechter n eines böhmische n Staatsrechtes , dere n Konservatismu s 

un d aristokratisch e Gesinnun g sie abstieß . 

Schließlic h ha t Masary k sehr treffen d auf die Verschiebun g der An-
schauunge n hingewiesen , die sich im Laufe der Jahrzehnt e zwischen dem 

deutsche n un d dem tschechische n Standpunk t ergeben haben : „Di e Deut -
schen haben , wenn ich die Entwicklun g vom Jahr e 1848 an beobachte , 

für un s leider zu sehr den Staa t gelten d gemacht , währen d wir meh r 

die Nationalitä t in den Vordergrun d gestellt haben . Jetz t fangen die 

Deutsche n an , nationa l zu werden , währen d wir wiederu m den Staats -
gedanke n erfassen." 18 

Es sind also keineswegs unverrückbar e Unterschiede , die Deutsch e 

un d Tscheche n von einande r trennen , vielmeh r zeigt es sich, daß Begriff 
un d Inhal t des böhmische n historische n Staatsrechte s Wandlunge n unter -
worfen sind, daß es sich um eine n Komple x von Forderunge n un d Vor-
stellunge n handelt , dere n einzeln e Komponente n eine r nähere n Analyse 

bedürfen . 

II 

Groß e Meinungsverschiedenheite n löste die dem böhmische n Staats -
rech t immanent e Berufun g auf das Historisch e aus, einma l die Frage , ob 

in der Politi k überhaup t mi t eine r geschichtliche n Beweisführun g argu-
mentier t werden dürfe , zum andere n die Frage , ob die tschechisch e These 

vom Weiterbestehe n eines böhmische n Staatsrechte s zutreffen d sei. 
In der Beantwortun g der zweiten Frag e waren sich wiederu m sämt -

liche deutsche n Historike r un d Rechtshistorike r einig, nämlic h in dem 

Hinwei s auf den historische n Umwandlungsproze ß des staatliche n Or-
ganismus , der eine unmittelbar e Anknüpfun g des moderne n Staate s an 

die Verhältniss e des ständische n Staate s nich t zulasse. 19 (So vor allem 

17) J. K a p r a s , K ćeskemu politickem u programu , S. 93. 
18) zit. n. A. C z e d i k , Gesch . d. k. k. öst. Ministerien . 4. Bd, Teschen 1920. 

S. 117. 
19) R. H e r r n r i t t , Handbuc h des österreichische n Verfassungsrechtes . 

Tübingen 1909. S. 71. 

2* 
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Friedric h Tezner 2 0 un d Alfons Dopsch 2 1 , in letzte r Zei t Rudol f S tanka 2 2 ) . 

„De r Jur i s t bezeichne t da s Schicksal , von de m da s böhmisch e Staats -
rech t betroffe n worde n ist, mi t de m Ausdruc k nov a caus a supervenien s 

un d mein t damit , da ß jedes Rech t mi t de n Tatsachen , auf die es sich 

gründet , die sein e Stütz e bilden , s teh t un d fällt", sagt daz u Tezner. 2 3 

Es wa re n nich t n u r einzeln e im sudetendeutsche n Lager , die de n 

tschechische n Anschauunge n gegenüber t ra ten . Nich t zufälligerweise ent -
s tan d 1862, also zu Begin n de r Auseinandersetzunge n u m da s böhmisch e 

Staatsrecht , de r „Verei n für Geschicht e de r Deutsche n in Böhmen" , 

dessen Aufgabe un d Zie l Kons tan t i n Höfle r be i de r Eröffnungsfeie r u n t e r 

deutliche r Bezugnahm e auf da s tschechisch e Staa ts rechtsprogram m um -
riß : „Wen n im gegenwärt ige n Augenblic k die einzelne n Völker an ihr e 

Vergangenhei t appelliere n un d dieselbe als Rüstzeu g betrachten , u m ihre r 

Zukunf t ein e beliebige Ges ta l tun g zu geben , so k a n n auc h de m Deutsche n 

nich t ve rwehr t werden , w e n n er gleichfalls de n historische n G r u n d 

seine s Bestande s aufmerksa m erör ter t . " 2i 

Di e Über legunge n de r Histor ike r ha t Ma x Menge r seh r w i rksam in 

politisch e Argument e umgemünzt . Als de r jungtschechisch e Dr . Greg r 

im Abgeordnetenhau s des Wiene r Reichsrate s die „Vernewert e Landes -
o rdnung " als die Grundlag e de s böhmische n Staatsrecht s erklär te , er -
wider t e Menger : „Würd e durc h i rgen d ein e übermächt ig e Gewal t dieses 

Staatsrech t wiede r eingeführ t werden , welche s Glüc k würd e de m Vor-
redne r un d seine n Kollege n darau s erblühen ? Da s erst e wäre , da ß Dr . 

Greg r gar nich t da s Rech t hä t te , in e ine m Ver t re tungskörpe r zu sitzen , 

un d da ß sein F r e u n d Dr . Herol d un d alle andere n gar nich t passiv wahl -
fähig wären . Sie wäre n n u r ve r t re te n — wie die ve rnewer t e Landes -
ordnun g es anordne t — durc h ihr e gnädige n Herren , durc h Prä la ten , 

Grafe n un d Barone ; einige wenige Ver t re te r de r S täd t e w ü r d e n nah e an 

de r Tü r des Landtagssaale s ein e seh r bescheiden e Stel lun g e innehmen. " 2S 

20) F . T e z n e r , Techni k un d Geis t des ständisch-monarchische n Staats -
recht s (Schmoller s Staats - u. socialwiss. Forschungen , XIX, 3). Leipzig 1901. 
Gege n Tezne r vgl. F . V a v r i n e k , O stätoprävn i povaze krälovstvi a zem i 
na fiśske rad e zastoupenych . [Übe r den Staatsrecht ! Charakte r der im Reichs -
ra t vertretene n Königreich e un d Länder. ] Pra g 1905. S. 169. 

21) A. D o p s c h , Di e historisch e Stellun g der Deutsche n in Böhmen . In : 
R. L o d g m a n , Deutschböhmen . Berlin 1919. S. 491 

22) R. S t a n k a , Böhmisch e Konföderationsakt e von 1619. Berlin 1932; 
d e r s . , Zu m böhmische n Staatsrecht . In : Mitt.bl . d. Forschungsinst . f. Frage n 
d. Donauraumes , Wien, 2. Jg. (1955), S. 23—24. 

23) F . T e z n e r , Zu m neueste n böhmische n Staatsrecht . In : Österreichisch e 
Rundschau , 53. Bd (1917), S. 246—247. 

24) Zs. f. sudetendt . Gesch. , 2. Jg. (1938), S. 29. 
25) 16. 6. 1891, G. K o l m e r , 5. Bd, Wien 1909, S. 49—50; nähe r ausgeführ t 

bei M. M e n g e r , De r Böhmisch e Ausgleich. Stuttgar t 1891. S. 47—59. 
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1) Da s böhmisch e Staatsrech t läß t de n historische n Entwicklungsproze ß 

auße r acht , de r insbesonder e seit Mari a Theresi a für die westliche n 

Lände r de r Donaumonarchi e einheitlich e Ins t i tu t ione n geschaffen hat . 

2) Gegenübe r de m durc h die absolut e landesherr l ich e Gewal t ange -
bahn te n Einigungsproze ß befinde t sich da s L a n d Böhme n in keine r 

andere n Lage als die übr ige n Terr i tor ie n de r Monarchie . 

3) Durc h Beseit igun g de r Landstände , die insbesonder e in de r Reichs -
verfassung vom 4. Mär z 1849 ausgesproche n wurde , ist da s Rechts -
subjekt weggefallen, welche s Träge r de r in de r al te n Landesver -
fassung bes t immte n Recht e war . 

4) Di e seit 1867 geltend e Verfassung ist ein e völlige Neuschöpfung , 

de r böhmisch e Land ta g somi t in keine r Weise ein Rechtsnachfolge r 

de s al te n ständische n Landtages ; sein e Kompeten z b e r u h t n u r in de n 

Verfassungsgesetzen , die ih n geschaffen haben . 

Detai lfrage n au s diese m rechtshistorische n Problemkre i s w u r d e n abe r 

nich t n u r au f wissenschaftliche r Eben e behandel t , sonder n wa re n vielfach 

Gegenstan d par lamentar i sche r Auseinandersetzungen , so e tw a in de r 

Debat t e zwischen Giskr a u n d Riege r im Wiene r Abgeordnetenhau s übe r 

die Echthei t de r Kron e des Hl . Wenze l 3 0 ode r di e Ausführunge n von 

Professo r Kons tan t i n Ri t te r von Höfle r übe r da s gleiche Them a im böh -
mische n Landtag. 8 1 Schließlic h dürft e ein e wichtige Quellenedit io n ihre n 

Ursprun g de n politische n Auseinandersetzunge n u m da s böhmisch e 

Staatsrech t ve rdanken : Di e Veröffentlichun g de r „Protokoll e de s Ver-
fassungsausschusse s im österreichische n Reichstag e 1848—1849" durc h 

Anto n Springe r erfolgte im Wahljah r 1885, offenba r von de r l iberale n 

Linke n als Mit te l im Kamp f gegen Taaffe gedacht . Di e Pübl iz ierun g de s 

Wortlaut s de r von Palack y un d Riege r in Kremsie r entwickelte n Pläne , 

die in offenkundige m Widerspruc h zu de n spätere n staatsrechtliche n 

Forderunge n stehen , sollte eine n Kei l zwischen de n feudale n Adel un d 

da s tschechisch e Bürge r tu m treiben. 3 2 

Meh r als diese Erö r t e run g historische r Einzelheite n bewegte die Öffent -
lichkei t die Frage , wie weit überhaup t politisch e Forderunge n durc h derle i 

historisch e Argument e unters tü tz t werde n könnten . 

30) G. K o l m e r , 1. Bd, S. 93—94. 
31) G . K o l m e r , 1. Bd, S. 211—212. 
32) V. P o k o r n y , Pfispevek ke kritic e Springerov a vydäni protokoùu 

ustavnik o vyboru rakouskeh o fisskeho snem u 1848—1849 [Beitr . z. Kriti k von 
Springer s Ausgabe d. Protokoll e d. Verf. Aussen, d. österr . Reichstage s 1848—49]. 
In : Prävne-historick e Studi e [Rechtshistorisch e Studien] , 2. Bd, Pra g 1956, S. 
32—40. E. M ü s e l b e c k , Anto n Springe r als nationale r Politike r des deut -
schen Liberalismus . In : Quelle n u. Darstellunge n z. Gesch . d. Burschenschaf t u. 
d. dt . Einheitsbewegung . 13 Bd, Heidelber g 1932. 
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Der Abschied vom Bohemismus in Böhmen, vom Moravismus in Mähren 
war den Deutschen ungleich leichter gefallen als den Tschechen. Ihr 
Landespatr iot ismus von einst war einem österreichischen Staatsgefühl 
gewichen und diese größere Heimat Österreich bedeutete für sie nicht 
nur die Vereinigung mit den Deutschen der Alpen- und Karpatenländer , 
es bedeutete auch die Hinwendung zur Haupts tad t Wien, die auf die 
Sudetendeutschen eine besondere Anziehungskraft ausüben sollte und 
deren Weltstel lung ihnen in den nächsten Jahrzehnten Aufstiegsmöglich-
keiten bot, die ihnen die engere Heimat niemals hä t te bieten können. 

Fü r die Tschechen brachte das Aufgehen im großen Österreich der-
artige Vorteile nicht mit sich, nicht einmal für die Verfechter des 
Austroslawismus. So ist es verständlich, daß sie ihre Blicke zurück in 
die Vergangenhei t wandten . Der Gefühlswert des böhmischen Staats-
rechtsprogramms mußte den Deutschen, die zum t re ibenden Element 
dieses von Wien aus gelenkten Österreich geworden waren , ebenso ver -
schlossen bleiben, wie ihr vom Josefinismus geprägter Zentral ismus und 
Liberal ismus der sechziger und siebziger J a h r e dem föderalistischen und 
romantischen staatsrechtlichen Denken fremd gegenüberstand. Während 
im tschechischen Volk die Frage des böhmischen Staatsrechts im Mit te l -
punkt des allgemeinen Interesses s tand und Politik, Wissenschaft und 
Kuns t da rum kreisten, löste es bei den Deutschen bestenfalls nu r Kopf-
schütteln aus. Sie sahen dar in vielfach nur ein historisches Kuriosum 3 3 , 
ein rechtshistorisches Petrefakt3 4 , eine „lächerliche Übertreibung eines 
kümmerlich hervorschimmernden Glanzes"3 5 oder eine Erfindung des 
19. J ah rhunde r t s zur Motivierung nat ionaler Ansprüche und Verkleidung 
für den nat ionalen MachtwillenS 6 und gössen deshalb über die Tschechen 
eine „Lauge von Spott und Hohn aus".37 Selbst Höfler, der nicht zu 
diesen l iberalen Kreisen gehörte, spottet über die tschechischen Versuche, 
„eine Mumie zu galvanisieren", und nennt das böhmische Staatsrecht ein 
großes politisches Weltei, das ausgeblasen und hohl sei.38 

33) T. S o s n o s k y , Die Politik im Habsburgerreiche. Berlin 1912. 1. Bd, S. 254. 
34) T. S o s n o s k y , S. 256. 
35) F. T e z n e r , Böhmisches Staatsrecht, S. 66. 
36) H. S t e i n a c k e r , Die geschichtlichen Voraussetzungen des österreichi-

schen Nationalitätenproblems und seine Entwicklung bis 1867. In: K. H u g e l -
m a n n , Das Nationalitätenrecht des alten Österreich. Wien 1934. S. 70; 
ähnlich G. F r a n z , Liberalismus. Die deutschliberale Bewegung in der habs-
burgischen Monarchie. München 1955. S. 368; weitere Aussprüche bei L. F u n k e , 
Deutsche Kernworte aus dem Böhmischen Landtage. Komotau 1893. S. 86—95. 

37) H. L a d e s , Die Tschechen und die deutsche Frage. Erlangen 1938. S. 181. 
38) K. H ö f l e r , Gedanken über das böhmische Staatsrecht. In: Mittn. d. Ver. 

f. Gesch. der Deutschen in Böhmen, Prag, 28. Jg. (1890), S. 158. 
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Viel ehe r als be i de n Deutsche n des eigene n Lande s fande n die 

Tscheche n e twa be i de n katholisch-konservative n Tiroler n Verständnis , 

die sich in ähnliche r Weise gegen da s „bürokratische , absolutistisch e 

Übergreife n de s Liberal ismu s nac h de m Erbgu t de r Väte r in Si t t e un d 

Gesetz " wehr te n un d de n Wiene r Zentra l ismu s da s „Schlachthau s ihre r 

Selbständigkeit " nannten . 3 9 Selbst be i de n P r e u ß e n u n d be i Bismarc k 

glaubte n die Tscheche n m e h r Vers tändni s für ihr e staatsrechtliche n For -
derunge n zu finde n als in Österreich ; de r Aufruf des preußische n Ober -
kommandos , de r a m 8. J u n i 1866 in deutsche r un d tschechische r Sprach e 

a n allen Straßenecke n Prag s angeschlage n wurde , wende t sich a n die 

Einwohne r des „glorreiche n Königreich s Böhmen " u n d sicher t die volle 

Achtun g de r historische n u n d na t ionale n Recht e zu. 40 

Am anschaulichste n zeigt diese unterschiedlich e Hal tun g de r Deutsche n 

un d Tscheche n ihr e Einstel lun g zu de r oft versprochenen , abe r ni e ver-
wirkl ichte n Krönun g Kaise r F ran z Josefs zu m Köni g von Böhmen . 

Währen d die Sudetendeutsche n dar i n ein e belanglos e Formal i tä t er -
blickte n un d erklär ten , eine r e twaigen Krönun g fernzubleiben 4 1 , t rafe n 

die Tscheche n umfangreich e Vorberei tungen : „Bilde r de r Krönungsklein -
odie n in Fa rbe n un d Gol d ausgeführ t wurde n in de n ä rmste n Wohnungen , 

in de n kleinste n Gasthäuser n ausgehängt" , erzähl t Penizek. 4 2 De r böh -
misch e Landesausschu ß erreicht e die Rücksendun g de r in de r Wiene r 

Schatzkamme r ve rwahr t e n Wenzelskrone , er ließ die Bur g Karls te i n 

restaurieren , un d Friedric h Smetan a komponier t e damal s seine „Libuśe " 

als Krönungsope r 4 3 ; die S t immun g de s Landvolke s h a t Jarosla v Vrchlick y 

in seine r ergreifende n Erzählun g vom „Krönungsapfe lbaum " eingefangen . 

Damal s bürger t e sich die Bezeichnun g de r böhmische n Kron e als Wenzels -
kron e ein , ein e romantisch e Ausschmückung , die quel lenmäßige r Grund -
lagen entbehr t . Ih re n Ursp run g h a t die Bezeichnun g woh l in de r Tat -
sache , da ß Kar l IV. vorschrieb , die ne u hergestel l t e Königskron e au f 

de m Haup t des hl . Wenze l aufzubewahren. 4 4 

39) H . H a n t s c h , S. 390. 
40) vgl. H. R a u p a c h , Bismarc k un d die Tscheche n im Jahr e 1866. Berlin 

1936. S. 7; H . L a d e s , Di e Tscheche n un d die deutsch e Frage . Erlange n 1938; 
K. K r o f t a , Välka roku 1866 a ćeske snah y statopravn i [De r Krie g des Jahre s 
1866 un d die tschechische n staatsrechtliche n Bemühungen] . In : Ceskä revue , 
1. Jg. (1917), S. 72 ff., un d Abdruc k in : Byli jsme za Rakousk a . . . [Wir waren 
unte r Österreich s Herrschaft] . Pra g 1936. S. 450—474. 

41) G . K o l m e r , 4. Bd, S, 33. 
42) J . P e n i z e k , Von eine m tote n Ausgleich. In : Österr . Rundschau , Wien, 

33. Bd (1912), S. 254. 
43) V. V a n e c e k , Velkä dob a ceske prävn i historie . [Di e große Zei t d. 

tschech . Rechtsgeschichte. ] In : Zdeńk u Nejedlem u Ceskoslovensk ä akademi e 
ved [Festschr . d. Tschsl. Akademi e d. Wiss. für Zd . Nejedly] , Pra g 1953. S. 585. 

44) O. P e t e r k a , Rechtsgeschicht e de r böhmische n Länder . 1. Bd, 2. Aufl. 
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Noc h a m Voraben d des Weltkriege s konnt e de r P r a g e r Staatsrechts -
lehre r Ludwi g Spiege l de n Mitglieder n de r Posene r Akademi e die Situa -
tio n charakterisieren : „De r böhmisch e Staat , de r eins t un te r de n Luxem -
burger n so herrlic h geblüh t hat te , ist unwiederbringlic h untergegangen . 

Di e Er innerun g a n diesen böhmische n Staa t lebt abe r im tschechische n Volk 

noc h heut e fort un d sie verleih t de n politische n Kämpfe n de r tschechische n 

Par te ie n jen e Gefühlswärme , die sich bei allen Ausgleichsverhandlunge n 

stören d bemerkba r macht. " 4 5 Als Kränkun g wurd e von de n Tscheche n auc h 

die Wappenregelun g vom 10. un d 11. Oktobe r 1915 empfunden. 4 6 Währen d 

nämlic h bishe r (im österreichische n Hauptschil d von 1804 un d in de r 

Wappenregelun g Ferd inand s I . von 1836) die Wappe n Böhmens , Mähren s 

un d Schlesien s imme r benachbar t angeordne t wa re n un d so auc h hera l -
disch die Ländergrupp e symbolisierten , ha t die Neuregelun g da s Wappe n 

Böhmen s zwischen die de r beide n andere n Königreich e Galizie n un d 

Dalmatien , die Wappe n Mährens , Ober - un d Niederschlesien s abe r ge-
t r enn t davo n angeordnet. 4 7 

Ma n best r i t t abe r au f deutsche r Seit e auc h die Original i tä t de r S taa ts -
rechtside e un d sah in de r Forde run g nac h de m Zusammenschlu ß de r 

Lände r de r Wenzelskron e ein Plagiat , ein e Imi ta t io n de r ungarische n 

Theori e von de r Stefanskrone , ähnlic h wie die Kroa te n ih r kroatische s 

Staatsrech t un d die Kron e Zvonimir s de n Ungar n nachgeahm t hat ten. 4 8 

Dara n ist zumindes t soviel richtig , da ß die Lehr e von de n historisch -
politische n Individual i tä ten , die de m Oktober-Diplo m zugrund e liegt, 
tatsächlic h au s Unga r n rezipier t wurde. 4 9 F r an z Deä k ha t 1861 vor de m 

ungarische n Landta g die staatsrechtliche n Best rebunge n de r Tscheche n 

mi t jene n de r Unga r n vol lkomme n gleichwerti g erklärt . 5 0 

De n verschiedene n Staatsrechtstheorie n ist Igna z Seipe l mi t de m 

Hinwei s entgegengetreten , da ß jede österreichisch e Länderg rupp e u n d 

Reichenber g 1933. S. 100; über den Inhaltswechse l des Corona-Begriff s vgl. J . 
P r ó c h n o , Terr a Bohemiae , regnu m Bohemiae , Coron a Bohemiae . In : Prage r 
Festgab e für Theodo r Mayer . Freilassin g un d Salzbur g 1953. S. 111. 

45) L. S p i e g e l , Di e böhmisch e Frag e in ihre r geschichtliche n Entwick -
lung. In : Deutsch e Arbeit, Prag , 13. Jg. (1913/14) , S. 78. 

46) Kdm . v. 3. 11. 1915, RGBl . Nr . 327 u. 328 u. Regierungskommenta r im 
nicht-amtliche n Teil de r „Wiene r Zeitung " v. 12. 10. 1915. 

47) L. S p i e g e l , Da s österreichisch-ungarisch e Wappen . In : Deutsch e Ar-
beit , Prag , 15. Jg. (1915/16) , S. 501—502. 

48) H. M ü n c h , Böhmisch e Tragödie . Braunschwei g 1949. S. 434, 340. 
49) Z. T o b o ù k a , Da s böhmisch e Volk. Pra g 1916. S. 75. 
50) F . T e z n e r , Zu m neueste n böhmische n Staatsrecht . In : Österr . Rund -

schau , 53. Bd (1917), S. 245. 
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an erst recht Anlaß, die Unbestimmtheit und Unklarheit der tschechischen 
Forderungen zu kritisieren.57 Wiederholt hat Plener die Budget-Debatte 
des böhmischen Landtages benützt, um auf das konkret nicht Faßbare 
und von jedem nach seinem Geschmack ausgedeutete staatsrechtliche 
Programm hinzuweisen: „Ich hätte es viel lieber gesehen, wenn man . . . 
endlich einmal einen konkreten Antrag über das böhmische Staatsrecht 
vor sich hätte, als jahrelang darüber zu debattieren und zugleich bei 
jeder Gelegenheit konstatieren zu müssen, daß die Herren nicht einmal 
unter sich selbst über den Begriff des böhmischen Staatsrechts einig sind, 
daß jeder darunter etwas anderes versteht." 58 Und immer wieder finden 
wir in den deutschen Äußerungen den Hinweis auf Edvard Gregrs In-
konsequenz, der energisch den Standpunkt vertrat, die böhmischen Länder 
seien mit den anderen Ländern der Monarchie nur durch bilaterale Ver-
träge verbunden59, nachdem er früher erklärt hatte, das böhmische Staats-
recht sei keine Pfeife Tabak wert.60 

Man hat diese Unbestimmtheit auf tschechischer Seite nicht bestreiten 
können: „Unser erster Fehler war, ein Programm auf das Staatsrecht der 
böhmischen Krone zu bauen, das niemand auf der Welt verstand, wir 
selbst auch nicht", mußte Gregr61 zugeben, und ähnlich erklärte Kramäf: 
„Den staatsrechtlichen Kampf haben wir durch unsere Fehler verloren, 
durch Unbestimmtheit und Unklarheit dessen, was wir anstreben." 62 

IV 
Der Kampf um das böhmische Staatsrecht wurde aber nicht nur in der 

Presse und im Parlament mit historischen Untersuchungen und Gegen-
schriften geführt, er wurde zum Teil im Gerichtssaal ausgetragen und 
hätte einige Verfechter um ein Haar an den Galgen gebracht. 

Der Ausdruck „böhmisches S t a a t s r e c h t " schien manchen Kritikern 
im deutschen Lager anstößig und mit der Integrität der österreichisch-
ungarischen Monarchie unvereinbar: „Wir kennen keinen böhmischen 
Staat, ich halte es für Hochverrat, von einem bestehenden böhmischen 
Staat zu sprechen", erklärte der schlesische Abgeordnete Max Menger.63 

Und als Justizminister Dr. Prazäk in der Parlamentsdebatte am 31. 
Januar 1884 auf das böhmische Staatsrecht zu sprechen kam, interpel-

Tschechische Nationalprogramm 1848—1938. Essen 1942. S. 55. 
57) K. H u g e l m a n n , S. 294—295; vgl. auch die Kritik durch E. D e n i s , 

La Boheme depuis la Montagne Blanche. II, Paris 1903. S. 554. 
58) 20. 3. 1893, Reden S. 758, ähnlich S. 582. 
59) G. K o 1 m e r , 4. Bd, S. 368. 
60) H. M ü n c h , S. 376 
61) H. M ü n c h , S. 428. 
62) K. K r a m a r , Anmerkungen zur böhmischen Politik. Wien 1906. S. 3. 

Ähnlich Graf Karl Erwein Nostitz, zit. bei G. K o l m e r , 5. Bd, S. 81. 
63) R. F. K a i n d l , Böhmen. Leipzig 1919. S. 88. 
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liert e de r Abgeordnet e Dr . Kop p de n Ministerpräsidente n Gra f Taaffe , 

ob sich die Regierun g mi t diese r Erk lä run g identifiziere . Taaffe ließ 

die Anfrage unbeantwor te t , abe r Ministe r P r a z a k mußt e nachträglic h 

erklären , da ß er lediglich die Einhei t u n d Untei lbarkei t Böhmen s im 

Auge gehab t habe , welch e in de n Staatsgrundgesetze n gewährleis te t ist, 
un d „da ß dahe r mi t de m Ausdruc k S t aa t s r ech t ' offenba r (!) kein anderes , 

als da s in de n Staatsgrundgesetze n en tha l ten e gemein t w a r . " 6 4 De r 

Staatsrechts lehre r de r P r a g e r deutsche n Universi tät , Ulbrich , ve r t r a t 

allerding s die Meinung , da ß mi t de m Ausdruc k „böhmische s Staatsrecht " 

nich t unbeding t die selbständig e staatlich e Existen z Böhmen s u n d seine r 

Verfassung gemein t sein müsse , sonder n da ß da run t e r auc h n u r die 

par t iku lä re n Sonderrecht e eine s Staatstei le s im Bereic h de r Verfassung 

vers tande n werde n können. 6 5 

Aber nich t mi t Unrech t a rgwöhnte n die Deutschen , da ß die Staats -
rechtsplän e eine s Tage s zu r Schaffun g eine s „souveräne n Staate s im 

Staa t e ode r nötigenfall s auc h außerha l b desselben " führe n könnten . c s 

De r Vorwur f des „Hochverrates " wurd e wiede r aktuell , als währen d des 

Weltkriege s die tschechische n Forderunge n nac h e ine m Zusammenschlu ß 

de r böhmische n Lände r vielfach mi t de m Wunsc h nac h Los t rennun g 

diese r Ländergrupp e von de r österreichisch-ungarische n Monarchi e 

identifizier t wurden . So w u r d e da s tschechisch e Schulbuc h von Hrnci r 

„Di e Lände r de r böhmische n Krone" , da s zwischen 1896 un d 1913 ins-
gesam t 36 Auflagen er leb t ha t te , im J a h r e 1916, als die 37. Auflage 

erscheine n sollte , wegen de s Verbrechen s des Hochverrate s mi t Ur te i l de s 

k. k. Kreisgerichte s in Pilse n als Pressegerich t vom 27. J u n i 1916 konfis -
ziert . Hochverra t wurd e durc h de n Sat z begangen : „Westlic h von P r a g 

erheb t sich de r Weiße Berg, da s unglücklich e Schlachtfel d des 8. Novem -
be r 1620, wo die Selbständigkei t des Königreiche s Böhme n un d de r 

böhmische n Nat io n begrabe n w u r d e " un d durc h die Abbildun g de r dre i 

Länderwappen. 6 7 

De n Höhepunk t diese r Maßnahme n stell t die Verhaf tun g un d Ver-
ur te i lun g de r Reichsratsabgeordnete n Dr . Kare l Kramä f un d Dr . Alois 

Raśi n inmi t te n des Weltkriege s dar . Als Grun d für die Verhaf tun g ha t t e 

da s k. k. Oberkommand o (Erzherzo g Friedrich. ) a m 24. Ma i 1915 u . a. da s 

von de n beide n ers t rebt e Zie l de r „Verselbständigun g de r böhmische n 

64) G. K o l m e r , 3. Bd, S. 271. 
65) E. M i s c h 1 e r un d J. U l b r i c h , Österreichische s Staatswörterbuch . 

2. Aufl. 1. Bd, Wien 1905. Art. „Böhmen" , S. 587; vgl. W. F r i n d , S. 265—267. 
66) Dr . Eppinge r am 29. 12. 1908 im Herrenhau s des österr . Reichsrats , bei 

A. C z e d i k , 4. Bd, S. 247. 
67) Anfrage des Abg. Stane k vom 3. 7. 1917, zit. nac h „Da s Verhalte n der 

Tscheche n im Weltkrieg", hrsg. v. d. Deutschnationale n Geschäftsstelle . Wien 
1918. S. 63. 
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Kron e un te r Einbeziehun g de r ungarische n Slowakei " angegeben . Da s 

Urtei l de s k. k. Landwehrger icht s Wien vom 3. J u n i 1916 e rk lä r t e sie 

wegen de r beabsichtigte n Zers törun g des einheitl iche n Staa tsverbande s 

un d de r Losreißun g de r Kron lände r Böhmen , Mähre n u n d Schlesie n 

sowie de r Slowake i von de r österreichisch-ungarische n Monarchi e de s 

Verbrechen s des Hochverrat s nac h §§ 58 c un d 59 b des Strafgesetz -
buch s schuldi g un d verur te i l t e sie zu m To d durc h de n Strang. 6 8 I n de n 

Urtei lsgründe n wird ausgeführt , da ß de r Tschechisch e Nat iona l ra t de n 

P r a g e r Professo r J a n Kapra s beauf t rag t habe , ein „Maximalprogramm " 

aufzustelle n un d zu formulieren , welche s aktuel l werde n sollte , „bi s da s 

g a n z e Staatsrecht " er lang t ist. Dami t könn e abe r nicht s andere s als 

die volle Selbständigmachun g de r Lände r de r böhmische n Kron e gemein t 

sein. 0 9 F ü r da s Gerich t sei mi t de r Erlassun g de r in Gel tun g s tehende n 

Staatsgrundgesetz e jede staatsrechtlich e Erör t e run g erledigt , die sich 

mi t de r Frag e nac h de r Gült igkei t eine s böhmische n Staatsrecht s befassen 

würde . Insofer n dahe r jeman d etwa s zu r Verwirkl ichun g eine r s taats -
rechtliche n Ide e unternehme , liege objekti v Hochverra t vor, gleichvie l 

ob es böhmische s Staatsrech t ode r anderswi e benann t werde. 7 0 Es könn e 

nich t bezweifelt werden , da ß die Angeklagte n zwecks Erre ichun g de s 

anges t rebte n Ziels , d. i. de r gewal tsame n Los t rennun g de r Lände r de r 

böhmische n Kron e vom Länderumfan g de r Monarchie , bewuß t gemein -
sam von de m nämliche n Willen durchdrunge n handel ten. 7 1 

V 

Di e wichtigste n Forderungen , die die tschechische n Pol i t ike r au s de m 

angebliche n historische n Staatsrech t ablei tete n un d mi t dene n sich die 

Deutsche n auseinanderzusetze n hat ten , wa re n 

1) de r Zusammenschlu ß de r Lände r de r Wenzelskrone ; 

2) die scho n e rwähn t e Krönun g des österreichische n Kaiser s zu m Köni g 

von Böhmen ; 

3) die Untei lbarkei t Böhmen s — „Individuali tät " ist ja von indivisibilis 

abgeleite t — un d schließlic h 

4) die sprachlich e Gleichberechtigun g beide r Völker in diesen Ländern . 

Am leichteste n zu widerlege n w ar die tschechisch e Forderun g nac h 

eine r staatsrechtliche n Vereinigun g de r Kron lände r Böhmen , Mähre n 

un d Schlesien , den n gegen diese Forde run g t r a t e n nich t n u r die Deut -
sche n diese r Länder , sonder n auc h die Tscheche n Mähren s un d Schlesien s 

68) Da s Urteil , Dst 2978/15—1577, samt Gründe n in eine m Umfan g von 634 
Seite n liegt gedruck t vor. Vgl. ferner : De r Hochverratsproze ß gegen Dr . Kra -
mäf un d Genossen . In : Deutsch-Österreich . Deutsch e soziale Rundschau , 1. Bd 
(1918); Zd . T o b o l k a , Proce s dra . Kramśfc e a jeho pfätel . Pra g 1918. 

69) ebenda , S. 158. 
70) ebenda , S. 159. 
71) ebenda , S. 618. 
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auf. Am 14. April 1848 legten die mährischen Stände gegen die Prager 
Petition um einen gemeinschaftlichen Landtag in entscheidender Weise 
Verwahrung ein, und im August des gleichen Jahres wurde der mähri-
sche Verfassungsentwurf debattiert, dessen § 1 Mähren als „ein selb-
ständiges, nur mit der Krone Österreichs verbundenes Land" bezeichnet. 
In der Debatte fiel aus tschechischem Mund der Ausspruch: „So wird 
aus einem Trödelmarkt vergilbter, durch alte Pergamente kaum zu-
sammengehaltener Kronen eine einzige herrliche Krone, die des konsti-
tutionellen Kaiserhauses Österreich."72 Am 9. Mai 1848 beschloß der 
öffentliche Konvent des Herzogtums Schlesien eine Majestätsadresse, in 
der es heißt: „Nicht Recht, nicht Herkommen vermögen den von der 
Hauptstadt Prag begehrten gemeinschaftlichen Landtag und den staats-
rechtlichen Verband Böhmens mit Schlesien zu begründen." 7S 

Zur Deklaration vom 22. bzw. 25. August 1868 nahm der mährische 
Landtag am 25. September Stellung: „Die Markgrafschaft ist ein von 
Böhmen durchaus unabhängiges Land, das kein anderes Staatsrecht 
kennt, als die gegenwärtige Landes- und Reichsverfassung, und einen 
Prager Landtag seit 1620 niemals, aber auch früher nie ohne den aus-
drücklichen Vorbehalt beschickt hat, daß die dort gefaßten Entschlüsse 
erst in Brünn ratifiziert werden müssen." Ebenso nachdrücklich erklärte 
der schlesische Landtag seine Selbständigkeit.74 „Wir schmeicheln uns, 
die Autonomie Mährens wieder für eine Zeit gerettet zu haben, die 
durch die Zentralisierungsgelüste Riegers sehr gefährdet war", schrieb 
damals Dr. Alois Prazäk an Graf Egbert Belcredi.75 

Ebenso entschieden lehnte einige Jahre später der schlesische Landtag 
die Fundamentalartikel ab; er wollte von einer Unterstellung unter 
Böhmen nichts wissen und das gemeinsame Vaterland Österreich er-
halten. Mähren lehnte damals nicht mehr ab, verlangte aber, daß dem 
böhmischen Hofkanzler ein Kanzler für Mähren zur Seite stehen sollte, 
der dem mährischen Landtag verantwortlich war; auch sollte der mähri-
sche Landtag die gleichen Kompetenzen haben wie der böhmische.76 

72) K. H u g e l m a n n , Die österreichischen Landtage im Jahre 1848. III. 
Teil. In: Arch. f. österr. Gesch., 115. Bd (1940), S, 36—40, S. 85—86. Vgl. d ' E l -
v e r t , Die Vereinigung der böhmischen Kronländer Böhmen, Mähren und 
Schlesien zu Einem gemeinschaftl. Landtage u. Einer Centralverwaltung. 
Brunn 1848. 

73) K. H u g e l m a n n , Landtage, S. 241—243. 
74) H. M ü n c h , S. 338. 
75) 8. 8. 1868, P. M o l i s c h , Briefe, S. 113. 
76) G. K o l m e r , 2. Bd, S. 177—178. Vgl. H. R a s c h h o f e r , Die Sudeten-

frage. München 1953. S. 28. Diese Haltung Mährens zeigte sich noch nach 
dem Weltkrieg bei der Vorbereitung einer tschechoslowakischen Verfassung. 
Der Führer der Katholiken Mährens, Hruban, sprach sich im Oktober 1918 
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Jahrzehnte später, unmittelbar vor dem Untergang der Monarchie, war 
die Frage eines engeren Zusammenschlusses der Ländergruppe der 
Punkt, über den eine Einigung zwischen Deutschen und Tschechen viel-
leicht am leichtesten möglich gewesen wäre, zumal auch die Schicksals-
gemeinschaft der Deutschen aller drei Sudetenländer immer deutlicher 
erkannt wurde.77 Sie war zum Bestandteil aller Reformpläne Österreichs 
(eines Popovici, Crenneville usw.) geworden, die auf eine „Pentarchie" 
hinausliefen. „Böhmen und nicht bloß Böhmen, sondern die Länder der 
böhmischen Krone müssen durch nationale Abgrenzung und weitest-
gehende Autonomie beiden Nationen volle Freiheit und Sicherheit ge-
währleisten. Unter dieser Voraussetzung ist gegen eine Vereinigung 
dieser böhmischen Länder zu einer höheren Einheit im Rahmen der 
Monarchie nicht bloß nichts einzuwenden, sie erscheint vielmehr aus 
politischen Gründen wünschenswert", schrieb damals der Prager Uni-
versitätsprofessor Robert Mayr-Harting in der Wiener konservativen 
Zeitschrift „Das Neue Österreich".78 

Die reservierte Haltung Mährens gegenüber dem böhmischen Staats-
recht hat aber hier zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine Einigung zwischen 
beiden Völkern ermöglicht, die als „Mährischer Ausgleich" in die Ge-
schichte eingegangen ist und alle Schwierigkeiten vermieden hat, die in 
Böhmen jeden der zahllosen Lösungsversuche bald am Widerstand des 
einen, bald des anderen Volkes scheitern ließen. 

VI 
Ungleich größere Schwierigkeiten ergaben sich aus dem anderen Postu-

lat des böhmischen Staatsrechts, aus der Forderung nach der Unteilbar-
keit Böhmens, das, wie die „Närodni listy" vom 5. April 1861 schrieben, 
„von Gott selbst unteilbar geschaffen" worden war.79 Als „Zerreißung 
Böhmens", als Versuch einer Zweiteilung des Landes wurde es nämlich 

anläßlich eines Besuches in Genf bei Benes entschieden für das Gesetzgebungs-
recht der Länder aus, und bei den Verhandlungen über die definitive Ver-
fassungsurkunde trat die tschechische Volkspartei, deren Wähler überwiegend in 
Mähren beheimatet waren, neuerlich, aber vergeblich für die Länderautonomie 
ein. Das Gesetzgebungsrecht der Länder war schon mit dem Inkrafttreten der 
Provisorischen Verfassung vom 13. 11. 1918 erloschen und wurde nicht mehr 
wiederhergestellt (vgl. Zd. T o b o l k a , Jak vznikla üstava Ceskoslovenske 
republiky z roku 1920 [Wie die Verfassung der Tschsl. Republik vom Jahre 1920 
entstand]. Prag 1946. S. 16). 

77) vgl. J. P f i t z n e r i n : Zs. f. sudetendt. Gesch. 2. Jg. (1938), S. 280. 
78) 3. Jg. (1918), 3. Heft (Juni), S. 3. 
79) zit. nach H. M ü n c h , S. 269. Vgl. die Debatte über die „Landeszer-

reißung" Böhmens im Herrenhaus des österreichischen Reichsrats vom 29. 12. 
1908 (Fürst Franz Thun und Dr. Eppinger), zit. b. C z e d i k , 4. Bd., S. 236, 
239 u. 245. 
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von den Ver t re te rn des Staatsrechts bezeichnet, als von sudetendeutscher 
Seite verschiedene Vorschläge einer nat ionalen Abgrenzung der Gerichts-
und Verwaltungsbezirke ausgearbeitet wurden, als der P lan nach Wie-
dereinführung der Kreise als Verwaltungseinhei t zwischen Landes- und 
Bezirksebene auftauchte — Renner bezeichnet sie als das größte ge-
meinsame Werk von Staat und Nation — und gleichzeitig damit die 
Forderung, diese Kreise ebenfalls nat ional einheitlich zu gestalten. Vor 
allem ha t Heinrich Rauchberg, der 40 J a h r e lang als Ordinar ius für Ver-
waltungsrecht an der P rage r deutschen Universi tä t gewirkt hat te , mit 
seinem dreibändigen Werk über den „Nationalen Besitzstand in Böhmen" 
(1905) den Nachweis erbracht, daß eine solche sprachliche Abgrenzung 
möglich sei.80 

Während die Alttschechen noch nach 1890 mit einer solchen admini-
s t ra t iven Teilung e invers tanden gewesen wären , stießen später alle der-
ar t igen P läne bei den Jungtschechen, die deshalb die Punkta t ionen zu 
Fall gebracht hat ten, auf entschiedenen Widerstand. Auf sie wi rk te wie 
ein rotes Tuch der Ausdruck vom „geschlossenen deutschen Sprachge-
biet", der nichts anderes besagt, als daß von 77 rein deutschen Gerichts-
bezirken Böhmens, in denen es keine einzige tschechische Gemeinde gab, 
55 ein zusammenhängendes Ganzes, von Reichenberg bis Eger reichend, 
bildeten.81 Als Just izminister Graf Schönborn zur Angleichung der Ge-
richtsgrenzen an die Sprachgrenze das Bezirksgericht Weckelsdorf er-
richtete, wollten ihn die Jungtschechen in Anklagezustand versetzen, und 
als der Ausdruck „Deutsch-Böhmen", die Bezeichnung für das geschlos-
sene deutsche Sprachgebiet, die noch 1848 von Palacky widerspruchslos 
gebraucht worden war , 1911 vom österreichischen Just izminister von 
Hohenburger verwendet wurde , k a m es im Wiener Pa r l amen t zu einem 
Handgemenge.8 2 

Eine solche adminis t ra t ive Zweitei lung Böhmens, wie sie die Deutschen 
aller Par te ischat t ierungen anstrebten, hä t te den Tschechen freilich einen 
spürbaren finanziellen Nachteil gebracht. Friedrich Fre iher r von Wieser, 
der Lehre r für Volkswirtschaft an der P rage r deutschen Universi tät in 
den J a h r e n 1884—1903, ha t in seinem Buch über „Die deutsche Steuer-
leistung und der öffentliche Haushal t in Böhmen" (1904) nachgewiesen, 
daß die Deutschen des Landes von den Abgaben für die autonome Lan-
desverwal tung die reichliche Hälfte zahlten, daß ihnen aber von den 
Leistungen dieser Verwal tung nur ein Dri t te l zugute kam, daß sie also 

80) zur nationalen Abgrenzung vgl. K. H u g e l m a n n , S. 158 ff., 318 ff., 
359 ff. H. S l a p n i c k a , Zwischen Zentralismus und Föderalismus. Die staats-
rechtlichen Gestaltungsversuche eines übernationalen Österreich und die Sude-
tendeutschen. Kitzingen/Main 1953. S. 62--75. 

81) Politisches Wörterbuch für die Deutschen in Österreich. Wien 1885. S. 34. 
82) R. F. K a i n d l , Böhmen, S. 121. 
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2) Kreiseinteilun g für alle großen un d sprachlic h gemischte n Lände r für 

die staatlich e un d die Selbstverwaltung ; 

3) in nationa l gemischte n Länder n ferne r national e Abgrenzun g der Be-
zirke, Schaffun g nationale r Kurie n in den Landtagen , nationale r Pro -
porz bei der Beamtenanstellun g un d nationale r Schlüsse l für die 

Leistunge n der gemeinsame n Landesanstalten . 

Abweichen d von dieser Auffassung der Mehrhei t tra t der Prage r Ru -
dolf von Lau n für eine Neugliederun g der Lände r un d die Ersetzun g der 

historische n Grenze n durc h die Sprachgrenze n ein . 

I m letzte n Kriegsjahr , am 22. Janua r 1918, schließlich gab der Abge-
ordnet e Pache r namen s der deutsch-böhmische n Vereinigun g eine Er -
klärun g ab, in der die Errichtun g eine r selbständige n Provin z Deutsch -
Böhme n mi t allen Eigenschaften , Rechte n un d Einrichtunge n eine s 

Kronlande s un d ohn e irgendwelch e Abhängigkeit vom tschechische n Tei l 

Böhmen s geforder t wurde . Die Erklärun g verlangte zu diesem Zweck die 

Abgrenzun g un d Vereinigun g des deutsche n Gebietes , die Abteilung, Ver-
legung bzw. Neuerrichtun g aller Zentralstellen , Anstalte n un d Einrich -
tungen , welche einem Kronlan d zukommen , die Zurückziehun g aller 

tschechische n Staatsbeamte n aus Deutsch-Böhme n un d die ausschließlich e 

Geltun g der deutsche n Sprach e in diesem Gebie t als Voraussetzun g für 

die endlich e Befreiun g des deutsche n Volkes aus der Vorherrschaf t der 

Tscheche n in Böhmen. 88 

Gegne r der Teilun g auf deutsche r Seite waren die Alldeutschen , weil 
Böhme n als vormaliges deutsche s Bundeslan d ungeteil t zum deutsche n 

Reich gehöre un d sie in eine r Zweiteilun g ein Hinderni s für die Ger -

88) zit. nach : Das Neu e Österreich , Wien, 3. Jg. (1918), H. 11, S. 32. Dami t 
wurde auf einen Vorschlag des deutsch-böhmische n Städtetag s vom 7. 6. 1908 
zurückgegriffen, vgl. K. H u g e l m a n n , S. 359. Gegen die Errichtun g der 
Provin z „Deutsch-Böhmen " wandt e sich im Mai und August 1918 eine Artikel-
serie der tschechische n Zeitun g „Närod" . Im Novembe r 1918 gab Prof. Kapra s 
diese Artikel als selbständige Broschür e unte r dem Titel „Sebeurćn i a ,Deutsch -
böhmen ' " (Selbstbestimmun g und ,Deutschböhmen' , 95 S.) mit der Begründun g 
heraus , daß die hier zusammengetragene n philosophischen , juristischen , wirt-
schaftlichen , historische n und nationale n Gründ e gegen eine Abtrennun g der 
deutsche n Teile der böhmische n Lände r auch jetzt, nach der Errichtun g der 
Tschechoslowakei , ihre Bedeutun g nich t verloren haben . Die Beweisführun g 
gipfelt in der Behauptun g von Prof. Jaroslav Kailab, daß in der Forderun g 
nach Selbstbestimmungsrech t für die Tscheche n und einer Verweigerung des 
Selbstbestimmungsrecht s für die Sudetendeutsche n keinesfalls ein Widerspruc h 
zu erblicken sei, da das Selbstbestimmungsrech t nu r Völkern gewährt werden 
könne , die nirgen d die Möglichkei t haben , ihre nationale n Eigenheite n in 
einem eigenen Staa t zur Geltun g zu bringen (S. 11), und keineswegs einem 
Teil (ziomek) des deutsche n Volkes; hingegen wird den Deutsche n in Böhme n 
das Rech t auf Selbstverwaltun g zugebilligt. 
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manisierung des Landes erblickten8 9 : „Unsere Losung kann nicht anders 
lauten als: Reindeutsch, alldeutsch und ungetei l t ! Das deutsche Volk in 
Böhmen möge entscheiden, ob es slawisch werden oder ob es, seiner 
Best immung gemäß, germanisieren will." 90 Es war die Umkehrung des 
böhmischen Staatsrechts. 

In diesem Für und Wider entschloß sich die österreichische Regierung 
1918 zu einer Lösung der böhmischen Frage im Verordnungswege: Am 
19. Mai 1918 erging die Verordnung des Innenministers „betreffend die 
Über t ragung von Statthaltereigeschäften an bleibend zu bestel lende 
Kre i shauptmänner" (RGBl. Nr. 175), die Böhmen in zwölf Kreise ein-
teilte, von denen elf einsprachig und einer, Budweis, nat ional gemischt 
sein sollte.91 Aber die Lösung, die, wenn sie zwanzig J a h r e früher ge-
kommen wäre, vielleicht zu einer Befriedigung geführt hät te , ist nie in 
Kraft getreten: Österreich ha t te inzwischen zu bestehen aufgehört. 

VII 
Das Argumen t von der Landeszerre ißung durch eine adminis t ra t ive 

Trennung in ein geschlossenes deutsches Sprachgebiet und einen tsche-
chischen Landestei l s teht in engstem Zusammenhang mit einer wei teren 
Forderung des böhmischen Staatsrechts, der Forderung auf s p r a c h -
l i c h e G l e i c h b e r e c h t i g u n g beider Völker, die von niemandem, 
auch nicht von den entschiedensten Gegnern des Staatsrechts, als un -
gerecht oder übert r ieben angesehen werden konnte. Wenn sich bei der 
Verwirklichung t rotzdem unüberwindliche Schwierigkeiten ergaben, wenn 
der entschiedenste Schritt zu ihrer Verwirklichung, die Sprachverordnung 
des Grafen Kasimir Badeni, zu einer Erschüt terung der Monarchie führte, 
wie sie bisher in der an bewegten Ereignissen nicht a rmen Geschichte 
Österreichs noch nie dagewesen war , so ist dies n u r aus der Verquickung 
dieser beiden P rogrammpunk te heraus zu erklären. 

Zur E in räumung der sprachlichen Gleichberechtigung ließen sich die 
Deutschen nu r zögernd herbei, weil sie als die beat i possidentes lange 
eine privilegierte Stel lung einnahmen, die nicht durch ihre zahlenmäßige 
S tä rke begründet war , sondern lediglich historisch zu erk lären ist. Diese 
Verschleppungstaktik, diese dilatorische Behandlung aller tschechischen 
Wünsche war zweifellos weder klug noch gerecht, aber menschlich ver-
ständlich, da in der Polit ik selten jemand das einmal Erreichte freiwillig 
wieder preisgibt.92 

Viel s tä rker fiel in die Waagschale, daß die Vorteile, die die Er le rnung 
der deutschen Sprache den Tschechen brachte, umgekehr t die Er le rnung 
der tschechischen Sprache den Deutschen nie br ingen konnte . Deutsch 

89) P. M o l i s c h , Gesch. d. dt.-nat. Bewegung, S. 177; H. M ü n c h , S. 510. 
90) T. S o s n o s k y , S. 200. 
91) vgl. T. V e i t e r , Nationale Autonomie. Wien 1938. S. 184. 
92) vgl. A. P o s c h , Badeni heute gesehen. In: Austria, 3. Jg. (1948), S. 32—37. 
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war in Österreic h zwar nich t die offizielle Amtssprach e — ein e solch e 

gab es nich t —, abe r immerh i n die Vermit t lungssprach e de r n e u n Völker 

de r Monarchie , die Kommandosprach e de s Heeres , die ausschließlich e 

Sprach e de r Wissenschaft ; sie erschlo ß de n Tscheche n de n Zu t r i t t zu r 

Welt l i te ra tu r un d zu m Fachschrif t tu m un d erspar t e ihne n die Er l e rnun g 

eine r andere n Fremdsprache. 9 3 Di e Deutsche n hingege n — nich t n u r die 

de s geschlossene n deutsche n Sprachgebiets , auc h die Deutsche n Prags , 

da s ja vor hunde r t J a h r e n noc h eine n völlig deutsche n Anstric h t ru g — 

sahe n in de r Er l e rnun g de r tschechische n Sprach e für sich keinerle i Vor-
teile . Ih re n S t andpunk t h a t H e r m a n n Ul iman n so ausgedrückt : „De r 

Deutsche , de r Tschechisc h lernt , br ing t Opfer , de r Tscheche , de r Deutsc h 

lernt , erober t dami t eine n Welthorizont. " 9 4 

Vollend s unlöslic h wurd e abe r da s Sprachproble m in Böhme n durc h 

eine n weitere n Faktor , ebe n das Proble m de r „Landeszerreißung" . Selbst -
verständlic h konnte n die Deutsche n de n Tscheche n ih r Sprachenrech t au f 

die Daue r nich t vorentha l te n u n d w a r e n — zumindes t seit de r J a h r -
hunder twend e k a n n dies von de r überwäl t igende n Mehrhei t ihre r poli -
tische n F ü h r e r gesagt werde n —• zu eine r Gleichberechtigun g durchau s 

bereit . Wen n abe r die Tscheche n von eine r sprachliche n Gleichberechti -
gun g redeten , mein te n sie dami t e twa s gan z andere s als die Deutschen . 

Di e tschechisch e Forderung , wie sie die Badenische n Verordnunge n über -
nomme n haben , lau te t : Jede r Bürger , einerle i ob Tschech e ode r Deut -
scher , k a n n vor jede r Behörd e seine s Lande s sein e Mut tersprach e ge-
brauchen ; die Sprach e seine r Eingab e ist d a n n dafü r maßgebend , in 

welche r Sprach e de r Fal l von de r Behörd e wei terbehandel t wird u n d 

zwar für de n ganze n wei tere n Verlau f au f de m Wege zu andere n Behör -
de n un d durc h alle Ins tanze n (sogenannt e „zweisprachig e Gleichberech -
tigung") . 

Di e deutsch e Auffassung seit de m Pf ings tprogram m unterschie d die 

inner e un d die äußer e Amtssprache . Di e Gleichberechtigun g für de n Bür -
ger läß t sie im gleiche n Umfan g gelten . Di e inner e Amtssp rache 9 5 r ichtet e 

sich jedoc h nich t nac h de r Sprach e de r Eingabe , sonder n nac h de m Gebiet ; 

sie ist also im tschechische n Gebie t tschechisch , im deutsche n Gebie t 

deutsc h un d n u r in de n wenigen gemischtsprachige n Bezirke n richte t sie 

sich nac h de r Sprach e de r Eingabe . Hie r liegt n u n de r Grun d für die 

gefordert e adminis t ra t iv e Teilun g de s Landes , für die Zweitei lun g in 

93) vgl. H . S l a p n i c k a , in : Sudetendt . Geschichtsbil d in Vergangenhei t 
un d Gegenwart . Münche n 1954. S. 49 ff. Vgl. die Ausführunge n hierübe r von 
Dr . Eppinge r vom 29. 12. 1908 im Herrenhau s des österr . Reichsrats , bei A. 
C z e d i k , 4. Bd, S. 247. 

94) in : Deutsch e Arbeit, Prag , 13. Jg. (1913/14) , H . 1, S. 2. 
95) zum Begriff der „innere n Amtssprache " vgl. K. H u g e l m a n n , S. 

316 ff., 355 ff. 
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einen deutschen und einen tschechischen Landesteil oder genauer gesagt 
für die Dreiteilung in ein deutsches, ein tschechisches und ein gemischtes 
Gebiet. Und hieraus erklärt sich der Widerstand der Tschechen gegen 
diese Landeszerreißung, die die Geltung der tschechischen Amtssprache 
auch im inneren Dienstverkehr in allen Teilen Böhmens gewährleistet 
wissen wollten. 

Gegen die sprachliche Gleichberechtigung, wie die Tschechen sie ver-
standen, hat Ludwig Schlesinger im böhmischen Landtag eingewendet, 
daß ein einziger, in einem deutschen Bezirk wohnender Tscheche die Ver-
handlungen vor Gericht in tschechischer Sprache verlangen könnte und 
dann die hier ansässigen Deutschen sich eines Dolmetschers bedienen 
müßten.96 

Neben die Unterscheidung in eine äußere und eine innere Amtssprache 
tritt noch als dritte Abart die „innerste deutsche Amtssprache", die 
Sprache, in der die Wiener Zentralbehörden amtierten. Hier haben die 
Deutschen Böhmens und Mährens den Tschechen entgegengehalten, daß 
es sich nicht um das Recht der beiden Völker des Landes, sondern um 
einen dritten Faktor, den Gesamtstaat handelt: „Erst nachdem im Bereich 
der Amtssprache sichergestellt ist, was des Staates ist, kommen die 
Rechte der beiden Volksstämme des Landes in Frage, nur auf den ver-
bleibenden Rest kann der Begriff der Gleichberechtigung angewendet 
werden." 97 

Und noch ein letzter Gesichtspunkt zum Problemkreis sprachlicher 
Gleichberechtigung: „Von der Amtssprache redet man, aber die Natio-
nalität des Beamten ist gemeint", sagte einmal Freiherr von Wieser.s,J 

Dieser Ausspruch erklärt die große Aufregung, welche die Badenischen 
Verordnungen bei den Deutschen hervorriefen, denn sie hätten ihnen den 
Zugang zur Beamtenlaufbahn praktisch verschlossen und sie damit von 
der gesellschaftlichen und politischen Macht dieses Standes ausgeschlos-
sen. Ausgeschlossen freilich nicht infolge einer Schlechterstellung kraft 
Vorschrift, sondern einfach deshalb, weil damals jeder Tscheche die deut-
sche Sprache vollkommen beherrschte, während es kaum deutsche Be-
amten gab, deren Tschechischkenntnisse diesen Anforderungen entsprachen. 
Der Historiker Hallwich hat im Wiener Abgeordnetenhaus die Situation 
geschildert, wie sie sich für die deutschen Beamten aus der zweispra-
chigen Gleichberechtigung ergab: „Kein Teplitzer von Geburt, meine 
Herren, kann heute mehr Bezirksrichter in Teplitz werden, aber auch 
kein Egeraner in Eger, kein Leipaer in Leipa, kein Komotauer in Komo-

96) R. F. K a i n d 1 , Böhmen, S. 99. 
97) F. W i e s e r , Die Vergangenheit und Zukunft der österreichischen Ver-

fassung. III. Teil: Der nationale Streit in Böhmen. In: österr. Rundschau, Wien, 
1. Jg. (1904), S. 401. 

98) Österr. Rundschau, 1. Jg. (1904), S. 399; vgl. K. H u g e l m a n n , S. 354ff. 
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tau usw. Sind wir heimatlos geworden in unserer eigenen Heimat?" 99 

Die Badenischen Sprachverordnungen hätten das böhmische Staatsrecht 
tatsächlich eingeführt, denn sie hätten im ganzen Land den tschechischen 
Beamten eingeführt. 

VIII 
Es gab für die Deutschen ein sehr gewichtiges Argument auf dem 

Gebiet der sprachlichen Gleichberechtigung, das sie den Tschechen ent-
gegenhalten konnten: die Art und Weise, wie diese Gleichberechtigung 
dort verwirklicht wurde, wo die Tschechen unumschränkte Herren in 
ihrem eigenen Hause waren, nämlich auf Prager Boden. Hier hatte ein 
Gemeinderatsbeschluß vom 11. November 1891 die Entfernung aller deut-
schen Aufschriften angeordnet, um den tschechischen Charakter der Lan-
deshauptstadt zu wahren100, und als Kaiser Franz Josef 1901 in Prag 
weilte, lud der Oberstlandmarschall Fürst Georg Lobkowitz, um der 
Frage der sprachlichen Gleichberechtigung auszuweichen, zur Soiree in 
französischer Sprache ein. Ebenso wenig verlockend für die Deutschen 
war die nationale Gleichberechtigung, wie sie die tschechische Mehrheit 
des böhmischen Landtages bei der Anstellung der Landesbeamten prakti-
zierte. In einem Land, dessen Bewohner zu einem reichlichen Drittel 
Deutsche waren, betrug der Anteil der tschechischen Beamten 95 v. H.101 

So viele Rechte auch die Tschechen vom Gesamtstaat für ihre Länder-
gruppe beanspruchten, so wenig waren sie gesonnen, von dieser Macht 
etwas an Verwaltungseinheiten niederer Ordnung abzugeben. Die radi-
kalsten Reichsföderalisten erwiesen sich als nicht minder radikale Kron-
land-Zentralisten. Das alles bestärkte die Deutschen in ihrer Haltung, die 
Schmeykal schon 1871 auf einer Wanderversammlung des Vereins für 
Geschichte der Deutschen in Böhmen ausgesprochen hatte: „Der Deutsche 
in Böhmen will sein Heimatrecht in Österreich nicht austauschen gegen 
Heimatrechte zweiter Kategorie, gegen das Heimatrecht in der Krone 
Böhmens."102 Und Friedrich Tezner schilderte in düsteren Farben die 
Situation in Böhmen, wenn hier das Staatsrechtsprogramm zur Durchfüh-
rung gelangt wäre103: „Keinerlei Fundamentalgesetze, kein Kuriatvotum 
könnte eine Entwicklung aufhalten, welche den Deutschen in Böhmen im 
günstigen Falle das politisch prekäre, unter steter Polizeiaufsicht stehende 

99) zit. nach J. T u r n w a l d , Die administrative Theilung Böhmens. Rei-
chenberg 1884. S. 7. 

100) H. M ü n c h , S. 444; vgl. T. S o s n o s k y , S. 2521 
101) Dr. Eppinger 29. 12. 1908 im Herrenhaus d. österr. Reichsrats, zit. n. A. 

C z e d i k , 4. Bd, S. 248; R. F. K a i n d l , Böhmen, S. 118; H. H a n t s c h , Die 
Nationalitätenfrage im alten Österreich. Wien 1953. S. 117. 

102) J. T u r n w a l d , S. 9/10. 
103) F. T e z n e r , Der österreichische Kaisertitel. In: Grünhuts Zs. f. d. 

Privat- u. öffentl. Recht d. Ggw., 25. Jg. (1898), S. 414. 
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Kolonistendasei n de r Siebenbürge r Sachse n gewähre n würde . " Deut -
lich klange n in ihre n Ohre n die Drohungen , die Dr . Troja n ausgesproche n 

ha t te : „Sei t J a h r h u n d e r t e n sind die Tscheche n von de n Deutsche n be -
herrsch t worden . Nu n komm t die Reih e de r Herrschaf t a n die Tscheche n 

un d ih r Deutsche n müß t euc h jetz t gefallen lassen , die Bediente n zu 

spielen. " 1 0 4 

Mi t de m Ein t r i t t de r böhmische n Abgeordnete n in de n Reichsra t 1879 

habe n sie praktisc h — trot z de r von ihne n abgegebene n „Rechtsverwahrun -
gen", die forta n alle tschechische n Abgeordnete n bis zu m Zerfal l Öster -
reich-Ungarn s abgaben 1 0 5 — die österreichisch e Verfassung anerkannt . 

Seithe r finde n wir u n t e r de n politische n Argumen te n nebe n de m histori -
sche n staatsrechtl iche n Anspruc h auc h wiede r die ethnisch-national e 

Motivierung , die scho n 1848, vor allem bei Palacky , angeklunge n war. 1 0 6 

Dies e Kombinat io n de s natür l iche n Recht s mi t de m historische n Recht , 

wie sie für Palack y 1 0 7 charakterist isc h ist, treffen wir auc h be i Masary k 

wieder , de r in seine n Gespräche n mi t Capek 1 0 8 rückblicken d folgender -
maße n argument ier t : „Ic h lehnt e da s sogenannt e historisch e Rech t niemal s 

ab, vereinigt e es abe r mi t de m Na tu r recht : Diese s ist vor allem demo -
kratischer . Da s Rech t ist nich t ein ererbte s Privileg , sonder n de r Anspruc h 

eine s jeden Mensche n auf sein Leben . Di e Jungtscheche n beriefe n sich in 

ihre n Anfänge n richtigerweis e auf da s natürl ich e n e b e n de m histori -
sche n Recht. " 

104) zit. nac h H . K u d 1 i c h , Rückblick e un d Erinnerungen . Wien 1873. 
3. Bd, S. 245. 

105) Auch die im Egerlan d gewählten Reichsratsabgeordnete n übernahme n 
ihr Manda t jeweils unte r ausdrückliche r Recht s Verwahrung , um dadurc h die 
staatsrechtlich e Stellun g des ehemalige n Reichspfandlande s Eger zu unterstrei -
chen . (Vgl. H . S t u r m , Bayern un d Eger seit dem Beginn des 19. Jhs . In : 
Böhme n un d Bayern . Münche n 1958. S. 121.) 

106) vgl. R. H e r r n r i t t , Handbuch , S. 72; K. K r a m a r , Anmerkungen , 
S. 68. 

107) vgl. Zd . T o b o l k a , Da s böhmisch e Volk. Pra g 1916. S. 75; J . R e d -
l i c h , Da s österreichisch e Staats - un d Reichsproblem . 1. Bd, Leipzig 1920. S. 
280—281; F . K a m e n i ć e k , Protokoùy üstavnih o vyboru fisskeho snem u 
rakouskeh o 1848—49 [Di e Protokoll e des Verfassungsausschusses des österr . 
Reichstage s 1848—49]. In : Pekaru v sborni k I I [Pekaf-Festschrift , 2. Bd] . Pra g 
1930; K. S t l o u k a l in : Di e Tschechoslowakisch e Republik . Ihr e Staatside e 
in der Vergangenhei t un d Gegenwart . 1. Bd, Pra g 1937. S. 84; W. W o s t r y , 
Da s Nationalitätenstaatsproble m in der böhmische n Revolutio n des Jahre s 1848. 
In : Auslandsdeutsch e Volksforschung , 2. Bd (1938), S. 510—511; R. W i e r e r 
in : ZfO. 6. Jg. (1957), S. 255. 

108) Masary k erzähl t sein Leben . Gespräch e mi t K. C a p e k . Aus dem 
Tschechische n übersetz t von C. Hoffmann . Züric h o. J . S. 127, ähnlic h S. 121. 
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Diese von Palacky und Masaryk — gegenüber dem von den Alttsche-
chen s tar r verflochtenen böhmischen Staatsrecht — propagier te Doppel-
gleisigkeit, dieses „sowohl — als auch" wurde während des Weltkrieges 
von allen tschechischen Par te ien mit Ausnahme der tschechischen Katho-
liken 109 zum P r o g r a m m erhoben. Die staatsrechtliche Deklarat ion vom 
30. Mai 1917, die Antwor t auf die Thronrede Kaiser Karls , beansprucht 
bereits die Slowakei un te r Berufung auf das nat ionale Selbstbestim-
mungsrecht1 1 0 , und die Erk lä rung des tschechischen Nationalausschusses 
vom 19. Oktober 1918, mit der die Tschechen das Manifest Kaiser Karls 
vom 16. Oktober 1918 beantworte ten , protest ier t gegen den Versuch, „die 
Einhei t der tschechoslowakischen Nation zu zerreißen und die Einheit 
und Untei lbarkei t der böhmischen Länder zu bedrohen." m 

Von sudetendeutscher Seite ha t F ranz Jesser auf die Gefahr einer sol-
chen Kombinat ion hingewiesen, auf diesen Versuch einer Identifizierung 
des völkisch-tschechischen mit dem böhmisch-terr i torialen Patr iot ismus, 
der die Hoffnung erweckte, daß zuletzt böhmisch und tschechisch gleich-
gesetzt wird, d. h. daß alles „böhmische" künftig stets auch tschechisch 
sein werde.112 Ein Ziel, dessen Verwirkl ichung nach dem Zweiten Welt-
krieg auch tatsächlich gelang. 

IX 
Wir sind heute geneigt, in einer Neuordnung Österreichs in föderalisti-

schem Sinne die ideale Verwirkl ichung einer übernat ionalen Staatsidee, 
die Lösung des mitteleuropäischen Nat ional i tä tenproblems schlechthin zu 
erblicken. Und wi r können heute k a u m mehr, wie es unsere Großväter 
taten, im böhmischen Staatsrechtsprogramm eine hochverräterische Hand-
lung erblicken. Man kann aber auch das böhmische Staatsrecht nicht ein-
fach als einen der vielen Pläne zur Föderalisierung der Donaumonarchie 
betrachten. Dann hät ten die Tschechen zumindest eine Diskussion darüber 
zulassen müssen, ob dieser Föderalisierung stat t der historischen Länder 
nicht die Volksstämme zugrundezulegen wären. Ebensowenig kann man 
das österreichische Staatsgefühl der Sudetendeutschen lediglich aus ihrer 
zentralistischen Einstellung erklären; das Gefühl ihrer Zusammengehörig-
keit mit den übrigen Deutschen der Monarchie als Schutz gegen eine 
Majorisierung durch die Tschechen fällt hier sehr gewichtig in die Waag-
schale. Nicht ein zentrifugales Wegstreben aus dem böhmischen Raum 

109) vgl. F. K o r d a c, Aus einer Konferenz der böhmischen Katholiken. 
In: Das Neue Österreich, Wien, 2. Jg. (1917/18), H. 11, S. 22. 

110) vgl. E. S t r a u s s , Die Entstehung der Tschechoslowakischen Republik. 
Prag 1935. S. 189. 

111) J. W e r s t a d t in: Die Tschechoslowakische Republik. Ihre Staatsidee in 
d. Vgh. u. Ggw. 1. Bd, Prag 1937. S. 138. 

112) Deutsche Arbeit, Prag, 16. Jg. (1916/17), H. 1, S. 13. 



Stellungnahme d. Deutscht, z. „Hist. Staatsrecht" 41 

war die Antwort der Deutschen auf die tschechischen staatsrechtlichen 
Forderungen — diese Lösungsmöglichkeit wurde erst sehr spät und nur 
von einer sehr kleinen Gruppe überhaupt in Erwägung gezogen — sondern 
eine den böhmischen Raum in seiner Gesamtheit mitumfassende, ihn über-
wölbende größere Staatsbildung, wie die Donaumonarchie sie darstellte, 
war ihr Ziel, das sie sich freilich stark zentralistisch dachten. 

Wie das starre Festhalten der Tschechen an dem staatsrechtlichen Pro-
gramm m mit allen seinen Folgerungen 114 jede schrittweise Annäherung 
der beiden Standpunkte verhinderte, so hat das geflissentliche Übersehen 
der ihm innewohnenden Gefühlswerte auf deutscher Seite zu einer Ver-
steifung der Fronten beigetragen. 

Die Deutschen konnten den Gedankengängen der Vorkämpfer eines 
historischen böhmischen Staatsrechts und den beharrenden Kräften einer 
solchen Tradition nicht gerecht werden, solange sie an sie die Maßstäbe 
eines doktrinären Nationalliberalismus, eines etatistischen Zentralismus, 
eines überspitzten Rechtspositivismus anlegten. Man hat es aber auf 
tschechischer Seite unterlassen, sich neben der Geschichte auch noch auf 
die innere Güte der Idee zu berufen, ihre Zweckmäßigkeit und Gerechtig-
keit auch für die übrigen Beteiligten, für die Deutschen dieser Länder 
und für den Gesamtstaat nachzuweisen. Man hat vor allem das histori-
sche Staatsrecht im entscheidenden Augenblick dadurch entwertet, daß 
man es nur dort anwenden wollte, wo dies zum eigenen Vorteil ausschlug, 
und es sofort bedenkenlos zugunsten eines naturrechtlich begründeten 
Selbstbestimmungsrechtes aufgab, wo dieses einen größeren Erfolg ver-
sprach. 

Eine sehr wichtige Frage ist in den letzten siebzig Jahren des Bestehens 
Österreich-Ungarns kaum mehr angeklungen, eine Frage, die noch im 18. 
und in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, im Zeitalter des Landes-
patriotismus, eine Selbstverständlichkeit gewesen ist und seit dem Jahre 
1848 mit ebensolcher Selbstverständlichkeit von keiner der beiden Par-
teien überhaupt mehr ins Treffen geführt wurde: daß nämlich das Zu-
sammenleben zweier Völker in einem Land nicht nur ein Kampf um den 
nationalen Besitzstand, um den Arbeitsplatz jedes einzelnen ist, sondern 
auch ein Wettbewerb, der zur Anspannung aller Kräfte, zur Hervor-
bringung der bestmöglichen Leistung anspornt. 

113) Die übrigen Nationen Österreichs spotteten über die „Antiquitätenkam-
mer des böhmischen Staatsrechts" (Aurel P o p o v i c i , zit. nach H. M ü n c h , 
S. 244). 

114) vgl. J. S t r ä n s k y , zit. bei H. H a n t s c h , S. 468. 


